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95. Verordnung: Ausgabe von Scheidemünzen zu 25 Schilling.

9 6 . Kundmachung: Abänderung des Verzeichnisses des Staatsvertrages zwischen der Österreichisch-Ungarischen
Monarchie und der Schweiz über die Beglaubigung der von den öffentlichen Behörden Österreichs oder der
Schweiz ausgestellten oder beglaubigten Urkunden.

9 7 . Kundmachung: Geltungsbereich des Verkehrsabkommens von Barcelona (Übereinkommen und Statut über

die Freiheit des Durchgangsverkehrs).

9 8 . Kundmachung: Beitritt weiterer Staaten zum Weltnachrichtenvertrag.

95. Verordnung des Bundesministeriums
für Finanzen vom 2. April 1957 über die
Ausgabe von Scheidemünzen zu 25 Schilling.

Auf Grund des § 1 des Bundesgesetzes vom
30. März 1955, BGBl. Nr. 63, werden ab 2. Mai
1957 im Wege der Oesterreichischen National-
bank Scheidemünzen zu 25 S mit folgender Aus-
stattung ausgegeben werden:

und trägt die vertiefte Inschrift „Fuenfund-
zwanzig Schilling".

Die Münzen sind bei allen Kassen des Bundes
und der übrigen Gebietskörperschaften sowie
ihrer Betriebe und im Privatverkehr ohne Be-
grenzung zum Nennwert in Zahlung zu neh-
men. Von den Kassen der Oesterreichischen Na-
tionalbank sind sie in unbeschränkter Menge,

Die Münzen sind aus einer Legierung von
800 Tausendteilen Silber und 200 Tausendteilen
Kupfer hergestellt; sie haben einen Durchmesser
von 30 mm und ein Rauhgewicht von 13 g, ent-
halten somit 10'4g Feinsilber. Abweichungen
hievon dürfen im Feingehalt 5/1000 und im Ge-
wicht 10/1000 nicht übersteigen. Die eine Seite
zeigt die Basilika in Mariazell, darunter die
Inschrift „Mariazell" und die Jahreszahlen
„1157" und „1957". Die andere Seite zeigt in
der Mitte die Ziffer „25", darunter einen Lor-
beerzweig und das Wort „Schilling", umgeben
von den Wappen der neun Bundesländer und
der Umschrift „Republik Österreich". Die innere
Einfassung besteht auf beiden Seiten aus einem
flachen Stäbchen. Der Rand der Münze ist glatt

von den Bundeskassen nach Maßgabe der ver-
fügbaren Kassenbestände gegen Banknoten um-
zuwechseln.

Kamitz

96. Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 2. April 1957, betreffend den Staats-
vertrag vom 21. August 1916, RGBl.
Nr. 340/1917, zwischen der Österreichisch-
Ungarischen Monarchie und der Schweiz über
die Beglaubigung der von den öffentlichen
Behörden Österreichs oder der Schweiz aus-

gestellten oder beglaubigten Urkunden.

Das in Art. 2 des Staatsvertrages vom 21. Au-
gust 1916, RGBl. Nr. 340/1917, zwischen der
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Österreichisch-Ungarischen Monarchie und der
Schweiz über die Beglaubigung der von den
öffentlichen Behörden Österreichs oder der
Schweiz ausgestellten oder beglaubigten Urkun-
den genannte Verzeichnis wurde im Einverneh-
men mit den zuständigen schweizerischen Behör-
den abgeändert und lautet nunmehr wie folgt:

Verzeichnis der obersten und höheren Verwal-
tungsbehörden, deren Fertigung gemäß Art. 2
des Beglaubigungsvertrages keiner weiteren Be-

glaubigung bedarf.

Raab

97. Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 2. April 1957 über den Geltungsbereich
des Verkehrsabkommens von Barcelona
(Übereinkommen und Statut über die Frei-
heit des Durchgangsverkehrs vom 20. April

1921).

Nach Mitteilung des Generalsekretärs der Ver-
einten Nationen hat die Regierung von Laos mit
Wirkung vom 24. November 1956 das Überein-
kommen und Statut über die Freiheit des Durch-
gangsverkehrs vom 20. April 1921, BGBl.
Nr. 429/1924, als für Laos verbindlich aner-
kannt.

Raab

98. Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 2. April 1957 über die Ratifikation be-
ziehungsweise den Beitritt weiterer Staaten

zum Weltnachrichtenvertrag.
Bis zum 1. Jänner 1957 haben gemäß Mit-

teilungen des Generalsekretärs des Weltnach-
richtenvereins folgende weitere Staaten den am
22. Dezember 1952 in Buenos Aires unterzeich-
neten Weltnachrichtenvertrag, nebst seinen An-
lagen 1 bis 6, BGBl. Nr. 132/1956, ratifiziert
beziehungsweise sind ihm beigetreten:

Afghanistan, Bulgarien, Iran, Kambodscha,
Marokko, Peru, Polen, Portugal (einschließlich
der gesamten portugiesischen Überseegebiete),
Saudi-Arabien, Thailand, Tunesien, Ungarn,
Uruguay und Venezuela.

Raab


